
Die Schweiz erlebt einen 
Wahlkampf, in dem so viel 
Geld ausgegeben wird wie 
noch nie. Das schadet der 
Diskussionskultur, findet 
der Staatsrechtler Tiziano 
Balmelli. Er fordert, dass die 
Mittel beschränkt werden.

Im aktuellen Wahlkampf sind die Bud­
gets der einzelnen Parteien offensicht­
lich sehr unterschiedlich. Ist das ein 
Problem für die Demokratie?
Tiziano Balmelli: Ja. Unabhängig da­
von welche Partei nun mehr Mittel zur 
Verfügung hat und welche weniger: 
Die Situation im Wahlkampf hat sich 
im Laufe der Zeit deutlich verändert. 
Die Parteien und die einzelnen Kandi­
dierenden denken, sie müssten immer 
mehr Geld ausgeben. Jeder versucht, 
den Konkurrenten zu übertrumpfen. 
Das schadet der Demokratie.

Weshalb?
Erstens stellt sich die Frage der Chan­
cengleichheit. Sicher: Geld ist nicht 
der einzige Erfolgsfaktor in einem 
Wahlkampf. Aber die finanziellen 
Mittel spielen doch eine wichtige Rol­
le. Zweitens findet ein «Wettrüsten» 
bei den Wahlkampfgeldern statt. Die 
Kandidierenden sind gezwungen, viel 
Geld einzutreiben, und stehen deshalb 
stärker unter Druck. Das führt meis­
tens nicht gleich zu unverschämter 
Korruption. Aber die Politiker müssen 
Kompromisse schliessen und immer 
mehr Zeit dafür aufwenden, genügend 
Mittel für ihre Kampagnen aufzutrei­
ben. Drittens sinkt das Niveau des 
Wahlkampfs. Je höher die Budgets, 
desto mehr wird die Debatte von Slo­
gans und Schlagwörtern beherrscht.

Je mehr Geld in den Wahlkampf fliesst, 
desto tiefer das Niveau?
Ja, das lässt sich nicht nur in der 
Schweiz verfolgen, sondern auch in 
anderen Ländern. Wenn viel Geld 
eingesetzt wird, werden Diskussionen 
über Lösungen in den Hintergrund ge­
drängt. Die Wahlwerbung nimmt ge­
genüber der ausführlicheren Bericht­
erstattung immer mehr Raum ein. Al­
les wird extrem vereinfacht, damit es 
in einer kurzen Botschaft auf einem 

Plakat Platz hat. Vertiefte Debatten 
zu Sachthemen finden immer weniger 
statt. Vereinfachungen gehören ein 
Stück weit zum Wahlkampf. Aber die 
Entwicklung ist teilweise zu extrem.

Sie sprechen von einem schädlichen 
«Wettrüsten». Ist ein Wettbewerb um 
Spendengelder nicht einfach natürlich 
und auch belebend für die Parteien?
Sicher ist es gut, wenn sich die Par­
teien um ihre Finanzen kümmern müs­
sen. Es zwingt sie volksnah zu sein, 
sich eine Basis von Spenderinnen und 
Spendern aufzubauen. Aber zu viel ist 
zu viel. Wozu braucht es solche Sum­
men? Vor vier Jahren hat die CVP 
Tausende von Zahnbürsten verteilt. 
Andere Parteien geben Kondome ab, 
um Aufmerksamkeit zu erregen. Wol­
len wir in diese Richtung weitergehen? 
Diese Entwicklung kann der Demo­
kratie schaden. Sie trägt auch dazu bei, 
dass die Politik vom Volk nicht mehr 
ernst genommen wird.

Kann man diese Entwicklung stoppen?
Ich schlage vor, die Mittel zu be­
schränken, die in den letzten zwei 
Monaten vor einer Wahl ausgegeben 

werden dürfen. Nehmen wir als Bei­
spiel eine Wahl um einen Regierungs­
rat: Das Gesetz könnte vorsehen, dass 
Parteien und Kandidaten beispielswei­
se je maximal 100 000 Franken in den 
Wahlkampf investieren dürfen. Das 
wäre besser, als wenn alle versuchen, 

sich mit Plakaten und Inseraten zu 
überbieten. Das führt nur dazu, dass 
das Volk des Wahlzirkus’ überdrüssig 
wird. Wenn Parteien und Kandidie­
rende nur einen sinnvollen Betrag aus­
geben, ist das für alle gut: Die Politike­
rinnen und Politiker stehen nicht mehr 
unter Stress, weil sie immer mehr Geld 
auftreiben müssen. Die Wählerinnen 
und Wähler werden nicht mit Wer­
bung überflutet. Und es findet ein aus­
geglichener, fairer Wahlkampf statt.

In der Schweiz hat es noch nie einen 
grossen Spendenskandal gegeben. In 
Deutschland, das sehr strikte Regeln für 
die Parteifinanzierung kennt, hingegen 
schon. So schlecht kann das Schweizer 
System also doch nicht sein.
In der Schweiz funktioniert das System 
tatsächlich noch relativ gut. Aber es 
findet eine Entwicklung statt: Ich be­
schäftige mich mit diesem Thema seit 
1996. Der Trend geht eindeutig hin zu 
grösseren Wahlkampfbudgets. Und 
wir können in einen Bereich kommen, 
der problematisch ist. In diesem Wahl­
kampf ist die Parteienfinanzierung 
nun zum Thema geworden. Es wird im 
Moment aus parteipolitischen Grün­
den instrumentalisiert, aber ich hoffe 
doch, dass eine pragmatische Diskussi­
on stattfindet, die auch etwas bewirkt.

Vor allem das Budget der SVP gibt zu 
reden. Verzerrt der enorme Mittelein­
satz dieser Partei den Wahlkampf?
Es geht nicht darum, welche Partei im 
Moment am meisten Geld zur Verfü­
gung hat. Das Problem ist doch, dass 
jede Partei gerne so viel Geld hätte wie 
die SVP. Deswegen kommen die an­
deren Parteien nun unter Zugzwang, 

beim nächsten Wahlkampf mehr zu in­
vestieren. So beginnt sich eine Spirale 
zu drehen. Sicher erhalten die bürger­
lichen Parteien traditionell mehr Un­
terstützung aus der Wirtschaft. Aber 
auch die linken Parteien stehen mehr 
und mehr unter Druck und ihre tradi­
tionellen Quellen reichen nicht mehr.

Die Linken strengten mehrmals Ge­
setze an, die die Offenlegung der Spen­
der verlangt hätten. Würde das nützen?
Das System kennt man beispielsweise 
in Deutschland. Dort gibt es unglaub­
lich genaue Regelungen dafür, wie die 
Parteien ihre Finanzen führen müssen. 
All das hat die Schwarzgeldkonten von 
Helmut Kohl nicht verhindert. Leider 
können solche Regeln immer umgan­
gen werden. Ebenso bin ich skeptisch, 
was die Parteienfinanzierung durch 
den Staat betrifft, die von linker Sei­
te auch gefordert wird. Auch diese än­
dert nichts daran, dass ein Wettrennen 
um noch mehr Geld stattfindet. Einen 
Spendeneingang kann man stets ver­
schleiern, ein Inserat oder ein Plakat 
hingegen ist für alle sichtbar. Deshalb 
muss man nicht bei den Einnahmen, 
sondern bei den Ausgaben ansetzen.

Aber dafür wäre doch ein grosser Kon­
trollapparat nötig?
Nein, es gibt sicher auch einige Schwie­
rigkeiten, aber das System könnte 
ohne grosse Mühe und sehr pragma­
tisch funktionieren. Man müsste noch 
genau bestimmen, wie etwa Listenver­
bindungen zu behandeln sind. Mein 
Gesetzesentwurf ist keine Zauber­
lösung. Aber es geht darum, Exzesse 
zu vermeiden und die Explosion der 
Wahlkampfbudgets einzugrenzen.

Denken Sie, dass sich die Parteien 
je darauf einigen können, die Wahl­
kampfbudgets einzuschränken?
Auf Bundesebene in nächster Zeit 
wohl nicht. Aber ich hoffe, dass in 
zwei oder drei Kantonen eine sol­
che Bestimmung eingeführt wird, da­
mit man Erfahrungen sammeln kann. 
Im Kanton Waadt hat das Parlament 
eine Motion genau in diese Richtung 
vor Kurzem unterstützt. Aber es geht 
langsam. Das Problem ist: Für die De­
mokratie gibt es keine Lobby. Das be­
trifft alle und niemanden.
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«Geld macht den Wahlkampf oberflächlich»

Tiziano Balmelli
Doktor für Staatsrecht, Uni Freiburg

«Die Finanzierung von politischen 
Parteien und von Wahlkampagnen: 
Zwischen demokratischen Anforde-
rungen und Korruption.» Zu diesem 
Thema hat Tiziano Balmelli im Jahr 
2000 seine Doktoratsarbeit ge-
schrieben, die viel Beachtung gefun-
den hat. Der Staatsrechtler befasst 
sich seit 1996 mit dem Thema Politik- 
und Parteienfinanzierung. Seine wei-
teren Forschungsschwerpunkte sind 
politische Rechte und direkte Demo-
kratie, Korruption sowie Völkerrecht. 
Tiziano Balmelli ist 1972 in Lugano 
geboren und hat an der Universität 
Freiburg studiert und doktoriert. ��(bä)

	zur �person Mit Regeln gegen 
Spendenskandale
In Deutschland müssen die Par­
teien ihre Finanzen bis ins De­
tail offen legen. Dafür werden sie 
vom Staat mitfinanziert, jährlich 
mit maximal 133 Millionen Euro. 
Trotz aller Regeln ist Deutsch­
land mehrfach von Parteispenden-
Skandalen erschüttert worden, so 
etwa von der «Schwarzgeldaffäre» 
unter Helmut Kohl. In den USA 
erhalten Parteien und Kandidaten 
kein Staatsgeld, müssen Spenden 
aber genau nachweisen. Auch 
Frank­reich und Spanien kennen 
strenge Regeln für Parteien- und 
Wahlkampfbudgets. ��(bä)

«�Dieses  
Wettrüsten um 
Wahlkampf­
gelder muss 
aufhören�»
Tiziano Balmelli

DIE PARTEIEN UND IHRE WAHLKAMPFBUDGETS
 
Grösste Spende recht klein
«Die SP hat dieses Jahr eine einzige 
Spende erhalten, die im tiefen fünfstelli-
gen Bereich liegt», erklärt Thomas Chris-

ten, SP-Generalsekre-
tär. Das Wahlkampf-
budget von 1,2 Millio­
nen Franken stamme 
hauptsächlich aus Mit-

gliederbeiträgen, kleinen Spenden und 
Mandatsbeiträgen: Gewählte SP-Poli-
tiker liefern einen Teil ihres Lohns der 
Partei ab. Die SP hat schon mehrere 
Vorstösse für eine Offenlegung der Par-
teifinanzen lanciert – jeweils ohne Erfolg 
– und würde auch eine staatliche Partei-
enfinanzierung befürworten.

 
Recht auf Offenheit
«Die grossen Parteispenden sind pro-
blematisch», sagt Hubert Zurkinden, 
Generalsekretär der Grünen. Er fordert 

ebenfalls offene Par-
teifinanzen. Wer sich 
in der Politik für weni-

ger finanzkräftige Kreise einsetze, etwa 
für Kleinbauern statt für Grosskonzerne 
habe weniger Chancen. «Zudem haben 
Wählerinnen und Wähler ein Recht dar
auf, zu wissen, woher die Parteien Geld 
erhalten», sagt Zurkinden. Das Wahlbud-
get der Grünen Schweiz liegt laut Zurkin-
den bei bescheidenen 70 000 Franken. 
Die einzelnen Kantonalparteien haben 
aber teils höhere Budgets. 

 
Für die Anonymität
«Ein Gewerbler oder ein Wirt muss ano-
nym spenden können, sonst bekommt er 
mit einem Teil seiner Kundschaft zwangs-

läufig Probleme», be-
gründet Reto Nause, 
CVP-Generalsekretär, 
warum seine Partei die 
Spender weiterhin ge-

heim halten will. Regulierungen seien 
zudem leicht zu umgehen. Das sehe 
man in Ländern, die solche Gesetze ken-
nen. «Dort rutscht man von einem Spen-
denskandal in den nächsten», sagt Nau-
se. Die CVP Schweiz gebe 1,5 Millionen 
für den Wahlkampf aus. Rund 700 000 
Franken stammten aus der Wirtschaft.

 
Politiker sind unbeeinflussbar
Die FDP Schweiz investiert laut Gene-
ralsekretär Guido Schommer 1,6 Millio­
nen Franken in den Wahlkampf. «Ein Pro-

blem besteht nur, wenn 
man den Politikern un-
terstellt, sie seien be-

einflussbar», erklärt Schommer, Das sei 
– zumindest in der FDP – aber nicht der 
Fall. Deshalb gebe es in der Schweiz 
auch keine Schwierigkeiten mit Spenden 
aus der Wirtschaft oder von einzelnen 
Interessengruppen. Von Regulierungen 
hält Schommer gar nichts. Die Ungleich-
heiten in diesem Wahlkampf sieht er 
als Herausforderung: «Das nächste Mal 
müssen wir halt mehr Mittel auftreiben.»

 
Nur 5 Millionen Franken
Die Zahlen, die über das Wahlkampf-
budget der SVP herumgeboten werden, 
seien «reine Fantasie», sagt SVP-Gene-

ralsekretär Gregor Rutz. 
Statt 15 Millionen, wie 
von Gegnern behauptet 
wird, hat die SVP laut 
Rutz maximal 5 Millio­

nen Franken in ihrer Wahlkampfkasse. 
Einschränkungen findet Rutz unnötig. 
Das Schweizer System funktioniere bes-
ser als die Regelungen im Ausland. Er 
kritisiert die von linker Seite geforderte 
Parteienfinanzierung durch den Staat: 
«Selbstverantwortung funktioniert bes-
ser als staatliche Lenkung.» ��(bä) 
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